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(vom 22.07.2003, in der Fassung des Ill. Nachtrages vom 26.07.2013)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung — GO - fiir Schleswig-Holstein wird nach Beschluss der
Gemeindevertretung vom 23. Juni 2003, und 11.04.2006 (1. Nachtrag), und 05.06.2012 (ll. Nachtrag), und
12.06.2013 (Ill. Nachtrag) und mit Genehmigung des Landrates des Kreises Nordfriesland folgende
Hauptsatzung fiir die Gemeinde Goldelund erlassen:

§1
Wappen, Flagge, Siegel

M
(2)

(3)

(4)

§2
Einberufung der Gemeindevertretung

Die Gemeindevertretung ist je nach Bedarf, jedoch mindestens einmal im Vierteljahr einzuberufen.

Die Gemeinde Goldelund fiihrt ein eigenes Wappen und eine eigene Flagge.

Fir die Wappenbeschreibung gilt folgender Wortlaut:

,2unter einem schmalen blauen Schildhaupt von Gold und Griin erhéht geteilt durch eine rechts
zweimal aufgebogene Teilungslinie, dabei der erste Bogen hoher als der zweite. Oben links ein
griiner Eichenzweig, unten schrag gekreuzt ein goldener Dorfstock mit einem goldenen Maiskolben
in zwei goldenen Hiillblattern (Lieschen).”

Fir die Flaggenbeschreibung gilt folgender Wortlaut:

,2Unter einem schmalen blauen Streifen von Gelb und Griin durch eine links zweimal aufgebogene
Teilungslinie, der erste Bogen hoher als der zweite, im Verhaltnis 1 : 2 waagerecht geteilt, darin die
Figuren des Gemeindewappens von der Mitte leicht zur Stange versetzt in flaggengerechter Tinktur.

Das Dienstsiegel zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift ,Gemeinde Goldelund Kreis
Nordfriesland.”
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§3

Biirgermeisterin oder Biirgermeister

(1) Der Biirgermeisterin oder dem Biirgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich tibertragenen
Aufgaben.

(2) Sie oder er entscheidet ferner tiber

1. Verzicht auf Anspriiche der Gemeinde und Niederschlagung solcher Anspriiche, Fiihrung von
Rechtsstreiten und Abschluss von Vergleichen, soweit ein Betrag von 250,00 Euro nicht
Uberschritten wird.

2. Erwerb von Vermogensgegenstanden, soweit der Wert des Vermdgensgegenstandes einen
Betrag von 500,00 Euro nicht (ibersteigt.

3. Veraulerung oder Belastung von Gemeindevermogen, soweit der Wert des
Vermdgensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 500,00 Euro nicht Uibersteigt.

4. Annahmen von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert von 5.000,00 Euro
5. Vergabe von Auftragen bis zu einem Wert von 500,00 Euro

6. Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuch — BauGB -

§4

Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Bredstedt-Land kann an den Sitzungen der
Gemeindevertretung und der Ausschiisse teilnehmen. Dies gilt auch fiir nichtoffentliche Sitzungen.
Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In Angelegenheiten
ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen.
(Redaktioneller Hinweis: inzwischen hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte des Amt Mittleres
Nordfriesland)

(2) Fiir die Teilnahme an Sitzungen der Gemeindevertretung und der gemeindlichen Ausschiisse erhilt die
ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Bredstedt-Land ein Sitzungsgeld entsprechend §
10 Abs. 2 der Entschadigungsverordnung.
(Redaktioneller Hinweis: inzwischen hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte des Amt Mittleres
Nordfriesland)

§5

Standige Ausschiisse

(1) Die folgenden sténdigen Ausschiisse nach §§ 45 Abs. 1 GO werden gebildet:

a) Finanzausschuss

Zusammensetzung: 4 Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter
Aufgabengebiet: Finanzwesen, Grundstiicksangelegenheiten, Steuern und
Abgaben, Satzungsangelegenheiten, Priifung der

Jahresrechnung

b) Bau- und Wegeausschuss
Zusammensetzung: 5 Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter
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(2)

(3)

(4)

(5)

§6

Aufgabengebiet: Bau-, Wege und Planungsangelegenheiten, Infrastruktur;
Dorfverschonerung; Umwelt- und Naturschutz,
Landschaftspflege

¢) Ausschuss fiir Jugend- und Seniorenarbeit
Zusammensetzung: 3 Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter
Aufgabengebiet: Veranstaltungen fiir Senioren, Kinder und Jugendliche

In die Ausschiisse zu b) und c) kénnen zuséatzlich Biirgerinnen und Biirger gewahlt werden, die der
Gemeindevertretung angehoren konnen; ihre Zahl darf die der Gemeindevertreterinnen und -vertreter im
Ausschuss nicht erreichen.

Neben den in Abs. 1 genannten standigen Ausschiissen der Gemeindevertretung werden die nach
besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschiisse bestellt.

Zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern kdnnen auch Biirgerinnen und Biirger gewahlt werden, die
der Gemeindevertretung angehdren konnen.

Die Zahl der Ausschusssitze kann sich durch Anwendung des § 46 Abs. 1 und 2 GO
(Uberproportionalitditsmandate, beratendes Grundmandat) erhéhen. Als zusétzliche Mitglieder im
Sinne des § 46 Abs. 2 GO, einschlieRlich deren Stellvertretende kdnnen in die Ausschiisse b) bis c)
auch zur Gemeindevertretung wahlbare Biirgerinnen und Biirger entsandt werden.

Den Ausschiissen wird die Entscheidung tber die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 46 Abs.
8 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Personen libertragen.

Aufgaben der Gemeindevertretung

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach §§ 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit sie sie
nicht auf die Biirgermeisterin/Biirgermeister oder auf stéandige Ausschiisse iibertragen hat.

§7

Einwohnerversammlung

M

(2)

(3)

(4)

(5)

Die Biirgermeisterin oder der Biirgermeister beruft einmal im Kalenderjahr eine Versammlung der
Einwohnerinnen und Einwohner ein. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer
Einwohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberiihrt.

Fir die Einwohnerversammlung ist von der Biirgermeisterin/dem Biirgermeister eine Tagesordnung
aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung erganzt werden, wenn
mindestens 50 % der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstanden sind. Zeit, Ort und
Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind 6ffentlich bekannt zu geben.

Die Biirgermeisterin/der Blrgermeister leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder er kann die Redezeit
bis zu 5 Minuten je Rednerin oder Redner beschranken, falls dies zur ordnungsmaRigen Durchfiihrung
der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er (ibt das Hausrecht aus.

Die Biirgermeisterin/der Blrgermeister berichtet der Einwohnerversammlung tiber wichtige
Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erorterung. Einwohnerinnen und Einwohnern ist
hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Uber Anregungen und Vorschldge aus der
Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und
Vorschlage schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn fiir sie die Stimmen von
mindestens 50 % der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine
Abstimmung iber Anregungen und Vorschlage, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist nicht
zulassig.

Uber jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll
mindestens enthalten:
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1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,
2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,
3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,

4. den Inhalt der Anregungen und Vorschlage, Gber die abgestimmt wurde, und das
Ergebnis der Abstimmung.

Die Niederschrift wird von der Biirgermeisterin/dem Biirgermeister und der Protokollfiihrerin oder dem
Protokollfiihrer unterzeichnet.

(6) Anregungen und Vorschlédge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung behandelt
werden miissen, sollen dieser zur nachsten Sitzung zur Beratung vorgelegt werden.

§8
Vertrage mit Gemeindevertreterinnen und —-vertretern

Vertrage der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern, der Biirgermeisterin oder dem
Blrgermeister und juristischen Personen, an denen Gemeindevertreterinnen oder -vertreter oder die
Blrgermeisterin oder der Biirgermeister beteiligt sind, sind ohne Genehmigung der Gemeindevertretung
rechtsverbindlich, wenn sie sich innerhalb einer Wertgrenze von 1.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen
von monatlich 100,00 €, halten. Ist dem Abschluss eines Vertrages eine Ausschreibung vorangegangen und
der Zuschlag nach MaRgabe der Verdingungsordnung fiir Leistungen oder der Verdingungsordnung fir
Bauleistungen oder der Verdingungsordnung fiir freiberufliche Leistungen erteilt worden, so ist der Vertrag
ohne Genehmigung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn er sich innerhalb einer Wertgrenze von
2.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen von monatlich 200,00 €, halt.

§9
Verpflichtungserklarungen
Verpflichtungserklarungen zu Geschaften, deren Wert 1.500,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen

monatlich 125,00 £, nicht Gbersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvorschriften des §
51 Abs. 2 und 3 der GO entsprechen.

§10
Veroffentlichungen

(1) Satzungen der Gemeinde werden durch Aushang an der amtlichen Bekanntmachungstafel, die sich auf
dem Vorplatz vor dem Dorgemeinschaftshaus, Hauptstralle 4a - d befindet, entsprechend den
landesrechtlichen Bekanntmachungsbestimmungen bekannt gemacht. Die Bekanntmachung ist mit
Ablauf des letzten Tages der Aushangfrist bewirkt.

(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Planen und Verzeichnissen ist in der Form des
Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist betrégt einen Monat, soweit nicht gesetzlich etwas
anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der Auslegung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit
Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene 6ffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der Form des
Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

§ 11

Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Gemeinde ist fiir die Zahlung von Entschadigungen und um Gratulationen auszusprechen
berechtigt, Namen, Anschrift, Funktion, Kontoverbindung, Fraktionszugehorigkeit, Tatigkeitsdauer und
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Geburtsdatum der Mitglieder der Gemeindevertretung sowie der sonstigen Ausschussmitglieder bei
den Betroffenen gemaR §§ 13, 26 LDSG zu erheben und in einer Uberweisungs- sowie einer
Mitgliederdatei zu speichern.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fiir die Erhebung von Namen, Anschriften, Funktionen und Téatigkeitsdauer
von ehrenamtlich Tatigen bei den Betroffenen gemaR §§ 13, 26 LDSG und Speicherung in einer
Mitgliederdatei sowie Uberweisungsdatei.

§12
Inkrafttreten

(1) Die Hauptsatzung tritt riickwirkend zum 1. April 2003 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom
14. Januar 1998, zuletzt geandert durch die I. Nachtragssatzung vom 12. Juni 1998, zum 31. Méarz
2003 auler Kraft.

(2) Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfiigung des Landrates des
Kreises Nordfriesland vom 14.07.2003 erteilt.

Die I. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung tritt am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in
Kraft.

Die Genehmigung gemal § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfiigung des Landrates des
Kreises Nordfriesland vom 18.04.2006 erteilt.

Die Il. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung tritt am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in
Kraft.

Die Genehmigung gemaR § 4 Abs. 1 GO wurde durch Verfiigung des Landrates des Kreises
Nordfriesland vom 11.06.2012 erteilt.

Die lll. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung tritt zum 12.06.2013 in Kraft.

Die Genehmigung gemal § 4 Abs. 1 GO wurde durch Verfiigung des Landrates des Kreises
Nordfriesland vom 05.07.2013 erteilt.

Goldelund, den 22.07.2003
Der Birgermeister

Veroffentlichung/Bekanntmachung:

Ursprungssatzung v. 22.07.2003: Aushang vom 11.08.2003 bis 26.08.2003
I. Nachtrag v. 02.05.2006 Aushang vom 03.05.2006 bis 19.05.2006

Il. Nachtrag v. 14.06.2012 Aushang vom 02.07.2012 bis 11.07.2012

[Il. Nachtrag v. 26.07.2013 Aushang vom 26.07.2013 bis 03.08.2013

powered by Infodienste Kommunales Recht Seite 5



	Hauptsatzung der Gemeinde Goldelund, Kreis Nordfriesland
	Inhaltsverzeichnis
	§ 1 Wappen, Flagge, Siegel
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)

	§ 2 Einberufung der Gemeindevertretung
	§ 3 Bürgermeisterin oder Bürgermeister
	(1)
	(2)

	§ 4 Gleichstellungsbeauftragte
	(1)
	(2)

	§ 5 Ständige Ausschüsse
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)

	§ 6 Aufgaben der Gemeindevertretung
	§ 7 Einwohnerversammlung
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	(6)

	§ 8 Verträge mit Gemeindevertreterinnen und –vertretern
	§ 9 Verpflichtungserklärungen
	§ 10 Veröffentlichungen
	(1)
	(2)
	(3)

	§ 11 Verarbeitung personenbezogener Daten
	(1)
	(2)

	§ 12 Inkrafttreten
	(1)
	(2)



